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oder bei Paketzustellern. Die Ergebnisse sind bekannt 
– es ist jetzt nicht die Zeit, darauf näher einzugehen – 
und waren zum Teil katastrophal. 

Wir wollen aber nicht nur überwachen oder gar bestra-
fen. Wir setzen vor allem auf Information und Förde-
rung. Das ist genauso wichtig wie die Wahrnehmung 
des Auftrags der Überwachung. 

Im Hinblick auf die Übertragung des Arbeitsschutzes 
auf die Unfallversicherungsträger hat die Arbeits- und 
Sozialministerkonferenz schon 2005 deutlich gemacht, 
dass dies ein schlechter Weg sei. Arbeitsschutz ist ei-
ne staatliche Funktion, ist quasi eine hoheitliche Auf-
gabe, und dies muss aus unserer Sicht auch so blei-
ben. Dies hat auch eindrucksvoll die Gemeinsame 
Deutsche Arbeitsschutzstrategie unterstrichen, in der 
die Ziele für den Arbeitsschutz definiert werden. 

Der Arbeitsschutz muss deshalb in staatlicher Hand 
bleiben. Unser Ziel ist eine präventive betriebliche Ge-
sundheitsförderung. Deshalb gibt es weder für die 
Überprüfung der jetzt vorhandenen Strukturen noch 
für deren Veränderung wirklich gangbare und nach-
vollziehbare Argumente. Von daher bitte ich darum, 
diesen Antrag abzulehnen. – Vielen Dank.  

(Anhaltender Beifall von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Oliver Keymis: Vielen Dank, Herr Mi-
nister Schneider. Je später der Abend, desto freundli-
cher der Applaus, Herr Minister. Sie merken, es lohnt 
sich, spät am Abend im Hohen Hause aufzutreten.  

Wir kommen zur Abstimmung. Der Ausschuss für Ar-
beit, Gesundheit und Soziales empfiehlt in Drucksache 
16/7417, den Antrag mit der Drucksachennummer 
16/3446 abzulehnen. Wir kommen somit zur Abstim-
mung nicht über die Beschlussempfehlung Drucksa-
che 16/7417, sondern über den Antrag selbst. Wer 
stimmt also diesem Antrag zu? – CDU und FDP. Wer 
lehnt diesen Antrag ab? – SPD und Grüne. Wer ent-
hält sich bei dem Antrag? – Es enthält sich die Piraten-
fraktion. Damit ist der Antrag Drucksache 16/3446 
mit den Stimmen von SPD und Grünen gegen die 
CDU und die FDP bei Enthaltung der Piraten abge-
lehnt. 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 

16 Gesetz zur Änderung des Markscheidergeset-
zes 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 16/7089 

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Ausschusses  
für Wirtschaft, Energie, Industrie, Mittelstand 
und Handwerk 
Drucksache 16/7418 

zweite Lesung 

Alle fünf im Landtag vertretenen Fraktionen haben 
sich zwischenzeitlich darauf verständigt, ihre Reden 
zu Protokoll zu geben. (Siehe Anlage 1) 

Wir kommen somit direkt zur Abstimmung. Der 
Ausschuss für Wirtschaft, Energie, Industrie, Mittel-
stand und Handwerk empfiehlt in Drucksache 
16/7418, den Gesetzentwurf unverändert anzuneh-
men. Wir kommen also zur Abstimmung nicht über 
die Beschlussempfehlung, sondern über den Ge-
setzentwurf selbst. Wer stimmt dem Gesetzentwurf 
zu? – Die Piratenfraktion, die SPD, die Grünen, die 
CDU und die FDP. Gibt es Enthaltungen? – Keine. 
Ist jemand dagegen? – Auch niemand. Dann ist der 
Gesetzentwurf Drucksache 16/7098 einstimmig 
angenommen und in zweiter Lesung verab-
schiedet. 

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 

17 Gesetz zur Änderung des Landesbeamtenge-
setzes und des Justizgesetzes Nordrhein-
Westfalen und zur Anpassung weiterer 
Rechtsvorschriften  

Gesetzentwurf 
der Landesregierung  
Drucksache 16/6089  

Änderungsantrag  
der Fraktion der SPD und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 16/7476 

Beschlussempfehlung und Bericht  
des Innenausschusses 
Drucksache 16/7393 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Aussprache und erteile für die SPD-
Fraktion Herrn Kollegen Stotko das Wort.  

Thomas Stotko (SPD): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Zu dieser 
späten Stunde und unter diesem sperrigen Titel be-
enden wir eigentlich ein Kapitel, das von der Vor-
gängerregierung in der Periode von 2005 bis 2010 
aufgeschlagen wurde, nämlich die Thematik der 
Abschaffung des Widerspruchsverfahrens. 

Beim Großteil der hier anwesenden Fraktionen – 
die Piraten waren ja noch nicht Mitglied im Parla-
ment – haben sich in den damaligen intensiven De-
batten sehr grundsätzliche Unterschiede ergeben. 
Es war die Rede vom Ausverkauf der Rechts-
schutzmöglichkeiten auf der einen Seite bis hin zur 
notwendigen bürokratischen Verschlankung auf der 
anderen Seite. 

Deshalb haben die regierungstragenden Fraktionen 
in ihren Koalitionsverträgen von 2010 und 2012 im-
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